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1. Die Energiewende ist der richtige Weg, um lang-
fristig Resilienz und Bezahlbarkeit zu stärken. Be-
schleunigter Erneuerbaren- und Netzausbau sind 
unverzichtbar. Es gibt keinen energiepolitischen 
„Weg zurück“. Um die Versorgungssicherheit im 
Übergang zu den erneuerbaren Energien zu ge-
währleisten, erfüllen die bestehenden konventio-
nellen Kraftwerke eine wichtige Funktion, deren 
Bedeutung in dem Maße abnimmt, wie der Ausbau 
von Erneuerbaren und Infrastrukturen beschleu-
nigt werden kann.

2. Günstige erneuerbare Elektrizität ist transforma-
tions- und investitionsdienlich sowie verteilungs-
politisch geboten. Die Politik muss mehr Bemü-
hungen unternehmen, bezahlbare Strompreise 
sicherzustellen. Hierfür ist auch erforderlich, in 
besonders betroffenen Bereichen gezielte direkte 
Unterstützung zu leisten. 

Zusammenfassung

3. Die Transformationsinvestitionen in die Netze 
müssen anders finanziert werden als heute. Statt 
einer kurzfristigen Umlage auf die Stromverbrau-
chergruppen braucht es eine langfristige Stre-
ckung und bundesweite Wälzung der Kosten durch 
Instrumente wie bspw. Fonds, Sondervermögen, 
Amortisationskonten, öffentliche Unternehmen 
oder öffentliche Banken. Der Staat hat eine be-
sondere Verantwortung für das Stromsystem und 
muss eine aktive Rolle einnehmen. 
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Neue Wege zur Finanzierung der Transformationskosten  
im Strombereich, insb. betreffend die Netze, erforderlich

Weitere Preisbestandteile 8
Steuern, Abgaben und Umlagen



2 Energiewende vorantreiben – Bezahlbare Strompreise sichern

Grundlegende 
Befunde

Die sozial gerechte Transformation von Wirtschaft und 
Gesellschaft hin zur Klimaneutralität ist auf bezahl-
bare und wettbewerbsfähige Strompreise angewie-
sen. Der Einsatz klimaschonender – und damit häufig 
auf erneuerbarem Strom basierender – Technologien1  
muss gegenüber konventionellen Verfahren wirtschaft-
lich sein. Günstige Elektrizität ist also investitions- und 
transformationsdienlich. Mit zunehmender Elektrifizie-
rung wächst auch die Bedeutung der Strompreise für 
die Energiekosten privater, gewerblicher, industrieller 
und öffentlicher Stromverbraucher. Leistbare Ener-
gie ist eine wesentliche Ausprägung gesellschaftlichen 
Wohlstands; mit zu hohen Strompreisen gehen dagegen 
erhebliche gesellschaftliche Folgeschäden wie Energie-
armut oder Deindustrialisierung einher. 

Es muss daher ein vorrangiges energiepolitisches Ziel 
sein, Strompreise auf einem günstigen Niveau sicher-
zustellen. Hierfür verfügt die Bundesregierung bis-

1 Bspw. in den Bereichen Mobilität, Industrie oder Gebäudewärme.

lang über kein überzeugendes Konzept. Das von der 
Bundesregierung Ende 2023 vorgelegte sogenannte 
Strompreispaket geht an den Bedarfen vieler Stromver-
brauchergruppen vorbei und ist daher kein geeignetes 
Instrument, die Strompreise nachhaltig zu stabilisie-
ren. Zudem wurden in Folge der KTF-Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts strompreisstabilisierende 
Maßnahmen, wie der Haushaltszuschuss zu den Netz-
entgelten oder die Energiepreisbremsen, gestrichen. 
Daraus folgte eine weitere kurzfristige Erhöhung der 
Strompreise. Die weiterhin kurzsichtig restriktive Haus-
haltspolitik der Bundesregierung droht diese Probleme 
weiter zuzuspitzen. 

Fragen von Strommarkt und -preis sind unmittelbare 
Verteilungsfragen. Im Kern geht es um die Verteilung 
der Stromsystemkosten innerhalb der Volkswirtschaft. 
Diese werden in Deutschland derzeit prinzipiell nach 
Stromverbrauch umgelegt. Insbesondere die Stromver-

Zusammensetzung des Strompreises

NetzentgeltBeschaffung / Vertrieb Steuern / Abgaben /
Umlagen

12,38
ct/kWh

9,52
ct/kWh

23,83
ct/kWh

(Stromsteuer, Konzessions-
abgabe, KWKG-Umlage,
O�shore-Netzumlage,

§ 19-StromNEV-Umlage,
Mehrwertsteuer)

Haushalte 2023
(durchschnittlich)

Haushalte 2023
(durchschnittlich)

Haushalte 2023
(durchschnittlich)

Eigene Darstellung DGB; Zahlen: Durchschnittlicher Verbrauch für einen Haushalt in ct/kWh, Jahresverbrauch 3.500 kWh, Grundpreis anteilig enthalten, Tarifprodukte und
Grundversorgungstarife inkl. Neukundentarife enthalten, nicht mengengewichtet, Stand 01/2024, Datenquelle: BDEW
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braucherseite finanziert somit die Energiewende sowie 
Anlagevermögen und Renditen auf der Produzentensei-
te. Aufgrund diverser Umlage- und Transfersysteme und 
öffentlicher Zuschüsse sind die tatsächlichen Vertei-
lungswirkungen komplex. Ausnahme- und Sonderrege-
lungen für bestimmte Verbraucher- und Erzeugergrup-
pen sind dort gerechtfertigt, wo sie (bspw. bei Schienen-
bahnen, energieintensiven Industrien, Erneuerbaren, 
KWK) legitime klima-, beschäftigungs-, wirtschafts-, in-
dustrie- und verteilungspolitische Ziele verfolgen. 

Insbesondere vor dem Hintergrund der erforderlichen 
Transformationsinvestitionen darf eine restriktive 
Haushaltspolitik nicht den politischen Gestaltungs- 
und Finanzierungsspielraum unnötig einschränken. 
Ein Sparkurs droht Verteilungskonflikte zuzuspitzen 
und gesellschaftliche Schieflagen zu verschärfen. Zur 
Finanzierung der Transformationsinvestitionen sollten 
verstärkt auch hohe Vermögen und Einkommen heran-
gezogen werden. 

Mit dem vorliegenden Positionspapier skizziert der 
Deutsche Gewerkschaftsbund Handlungsoptionen 
und Lösungskorridore, die Strompreise bedarfsge-
recht zu stabilisieren. 

Ausgangspunkt sind dabei die Kostenblöcke des Strom-
preises: Beschaffung, Netzkosten sowie die weiteren 
Preisbestandteile der Steuern, Abgaben und Umlagen.
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Beschaffungskosten
Bedarf umfassender Reform und kurzfristig  
wirkender Instrumente

Das Stromsystem befindet sich in einem tiefgreifenden 
Umbau. Die Energiewende erfordert einen Ausbau er-
neuerbarer Erzeugungsleistung, einen erheblichen Netz-
ausbau sowie einen Aufwuchs an alternativer gesicherter 
Leistung. Mit der Energiewende gehen eine Dezentralisie-
rung sowie Flexibilisierung der Stromerzeugung einher. 

Das derzeitige Strommarktdesign ist zunehmend un-
geeignet, für diesen Umbau förderliche wirtschaftliche 
Rahmenbedingungen sicherzustellen. Dies resultiert 
u.a. aus dem grenzkostenbasierten Preisbildungsme-
chanismus, der die Kostenvorteile erneuerbarer Er-
zeugung nicht ausreichend weitergibt, ein erhebliches 
Volatilitätsrisiko birgt und ungenügende Rahmenbedin-
gungen für Investitionen schafft.  

Zudem ist der Strommarkt zunehmend ungeeignet zur 
Abbildung tatsächlicher Knappheiten. Dezentrale Er-
zeugung, teilweise weit entfernt vom Verbrauchsort, in 
Verbindung mit Netzengpässen, erfordert einen zuneh-
menden Einsatz teuren Engpassmanagements durch die 
Netzbetreiber. Der liberalisierte Energiehandel blendet 
diese physischen Restriktionen aber aus. Eine Aufspal-
tung der deutschen Gebotszone, die in diesem Zusam-
menhang häufig diskutiert wird, löst das Problem nicht: 
auch in kleineren Gebotszonen bestehen weiterhin phy-
sische Engpässe; ein Gebotszonensplit würde den Anreiz 
zur Behebung der tatsächlich bestehenden Knappheiten 
und Engpässe verringern; und die in einzelnen Gebieten 
dann deutlich höheren, nur vermeintlich objektiveren, 
Strompreise würden mit inakzeptablen wirtschaftlichen 
und sozialen Folgeschäden einhergehen. Kleinteiligere 
Preise lösen das Problem also nicht.  

Nach Auffassung des DGB steht der politische Ansatz, 
die Energiewende allein über marktlich bestimm-
te Preissignale zu organisieren, insgesamt im Wi-
derspruch zur betrieblichen und sozialen Realität. Er 
riskiert gesellschaftliche und wirtschaftliche Folge-
schäden und entzieht die Energiewende der demokra-
tischen Planung und Kontrolle. Hier ist ein Paradigmen-
wechsel notwendig. 

An einer tiefgreifenden Reform des Strommarktdesigns 
führt mittelfristig kein Weg vorbei. Kurzfristig ist erfor-
derlich, die Defizite des zunehmend dysfunktionalen 
Marktsystems hilfsweise mit zielgenauen regulativen 
Instrumenten zu begrenzen:

Der Ansatz der EU-Kommission, den Ausbau erneuerba-
rer Stromerzeugung über doppelseitige CfD-Kontrakte  
zu fördern und damit Investitionssicherheit sicherzu-
stellen sowie dauerhafte Übergewinne abzuschöpfen, 
wird vor diesem Hintergrund ausdrücklich begrüßt. 
Doppelseitige CfDs können die Effizienz des Stromsys-
tems auch im bestehenden Marktdesign steigern. 

Es ist ferner notwendig, die Gestehungskosten erneuer-
barer Energien zu stabilisieren. Hier erweisen sich die 
Finanzierungskosten infolge der Zinserhöhungen als 
zunehmender Kostentreiber. Zur Senkung der Geste-
hungskosten würden neben Zinssenkungen auf euro-
päischer Ebene auch Kreditprogramme auf Bundesebe-
ne helfen. 

Weiterhin sind die Kriterien von Erneuerbarenaus-
schreibungen so auszugestalten, dass diese die Inves-
titionskosten nicht unnötig erhöhen. Auktionsdesigns, 
die einen meistbietenden Investor bezuschlagen (wie 
zuletzt im Bereich der Offshore-Windenergie), sind kon-
traproduktiv und wirken kostentreibend. Stattdessen 
sollten qualitative Kriterien eine entscheidendere Rol-
le in Erneuerbarenausschreibungen spielen. Zielgenau 
ausgestaltete qualitative Kriterien sind energie-, indus-
trie- und beschäftigungspolitisch positiv wirksam. Die 
Effizienz und Resilienz der heimischen Erneuerbarenin-
dustrien sollten durch staatliche Bürgschaften und Ab-
nahmegarantien gestärkt werden. Dies kann auch die 
Entstehung grüner Leitmärkte befördern. 

Eine Stabilisierung der Preiswirkung gesicherter 
Leistung ist etwa über den iberischen Mechanismus 
der Strompreisbremse denkbar, der die Einspeisege-
bote von volatilen Preisen fossiler Energieträger sowie 
steigenden CO2-Kosten abschirmen kann.
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In besonders sensiblen Bereichen, beispielsweise der 
energieintensiven Industrie, der Schienenbahnen, 
oder der öffentlichen Daseinsvorsorge, können zudem  
direkte staatliche Unterstützungen notwendig sein, 
um die Wirtschaftlichkeit bei zunehmender Elektrifizie-
rung weiter sicherzustellen. Für Großverbraucher kann 
zudem die genossenschaftliche bzw. gepoolte Strombe-
schaffung entlastend wirken. 

Die neue europäische Richtlinie zum Strommarktdesign 
erlaubt auch die direkte Regulierung von Preisen für 
vulnerable Haushalte. Dies sollte ebenfalls in Betracht 
gezogen werden, um die Energiearmut zu bekämpfen 
und allen Haushalten die Teilhabe an der Energiewende 
zu ermöglichen.
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Erneuerbare Energien weisen vergleichsweise niedri-
ge Stromgestehungskosten auf und wirken langfristig 
deutlich kostensenkend. In der Vergangenheit wurde 
mit der Energiewende das politische Versprechen ver-
knüpft, dass durch den steigenden Anteil erneuerba-
rer Energien die Letztverbraucherstrompreise rasch 
spürbar absinken würden. Dieser Effekt hat sich bis-
lang nicht flächendeckend eingestellt. Das Narrativ von 
energiewendebedingt fallenden Strompreisen wird 
daher zunehmend offensiv in Frage gestellt. Damit gilt 
es umzugehen. 

Erneuerbare Energien tragen zu den Zeitpunkten, zu 
denen sie preissetzend wirken, zu niedrigeren Börsen-
strompreisen bei. Diese Preiswirkung kommt bei den 
Letztverbrauchern aufgrund ansteigender Stromne-
benkosten aber nur unzureichend an. Insgesamt wer-
den die Gesamtsystemkosten des Stromsystems abseh-
bar zunächst weiter ansteigen. Dies resultiert insbeson-
dere aus den enormen Transformationsinvestitionen 
in das Stromsystem. Werden diese Kosten kurzfristig 
allein auf die Stromverbraucher umgelegt, werden die 
Strompreise weiter ansteigen anstatt abzusinken. Ins-
besondere sind die erforderlichen Investitionen in die 
Stromnetze (Übertragungs- sowie Verteilnetz) zu nen-
nen. Der Investitionsbedarf allein bis 2030 wird sich im 
deutlich dreistelligen Milliardenbereich bewegen. Für 
den akuten Investitionsbedarf ist nicht allein die Ener-
giewende, sondern auch die Verschleppung notwendi-
ger Instandhaltungs- und Modernisierungsinvestitio-
nen in der Vergangenheit ursächlich.

Die Liberalisierung und weitgehende Entstaatlichung 
des Strommarktes erfolgte zu einem Zeitpunkt, zu dem 
die wesentlichen Erzeugungsanlagen und Netzinfra-
strukturen bereits durch Monopolbetriebe errichtet wa-
ren. In den folgenden Jahren konnten auf dieser Basis 
Renditen realisiert werden. Mit fortschreitender Ener-
giewende verändert sich die Situation grundlegend. 

Heute braucht es neue Wege, die Transformationsinves-
titionen in die Energiewende zu finanzieren. Insbeson-

dere muss es gelingen, die erheblichen und langfristig 
rentablen Transformationsinvestitionen generationen-
gerecht über einen langen Zeitraum zu strecken, an-
statt sie wie bisher kurzfristig auf die heutigen Strom-
verbraucher umzulegen. Aus Erwägungen der Vertei-
lungsgerechtigkeit wie auch zur Gewährleistung der 
weiteren politischen Unterstützung der Energiewende 
in besonders betroffenen Regionen erscheint zudem 
dringend notwendig, die regional anfallenden Kosten 
der Netztransformation konsequenter bundesweit um-
zulegen. Der aktuelle Reformansatz der Bundesnetz-
agentur, energiewendebedingte Mehrkosten besonders 
betroffener Verteilnetzbetreiber bundesweit zu wälzen, 
wird begrüßt.

Stromnetze sind eine wesentliche Basis für die soziale 
und wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands und Teil 
der öffentlichen Daseinsvorsorge. Vor dem Hintergrund 
der Energiewende ist ein stärkeres staatliches Engage-
ment im Bereich der Stromnetze notwendig. Andern-
falls droht der Netzausbau weiter hinter seinen Zielen 
zurückzubleiben und die bestehende Form der Finan-
zierung zu verschärften Verteilungskonflikten zu führen. 
Neben einer stärkeren direkten Beteilung am Netzaus-
bau durch den Staat erscheinen alternativ andere Ins-
trumente zur zeitlichen Streckung und bundeswei-
ten Wälzung der Investitionskosten zielführend. Dies 
könnte über Instrumente wie Fonds, Sondervermögen, 
Amortisationskonten, öffentliche Unternehmen oder 
öffentliche Banken erfolgen. Der Deutsche Gewerk-
schaftsbund wird sich in die Entwicklung derartiger Ins-
trumente konstruktiv einbringen und strebt eine breite 
politische Allianz für zielführende Ansätze an. 

Die aktuell laufenden Verhandlungen über den Einstieg 
des Bundes im Bereich der Übertragungsnetze zeigen, 
dass selbst die Verstaatlichung kritischer Infrastruk-
turen eine aktuell realistische Option sein kann. Dies 
knüpft auch an DGB-Positionen aus der Vergangenheit, 
wie bspw. die Forderung einer Deutschen Netz AG im 
Bereich der Übertragungsnetze, an. 

Netzkosten
Neue Wege zur Finanzierung der Transformationskosten  
im Strombereich, insb. betreffend die Netze, erforderlich
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Wie eingangs skizziert, sind günstige Strompreise trans-
formations- und investitionsdienlich sowie verteilungs-
politisch geboten. Die Bundesregierung hat in den ver-
gangenen Jahren einige Bemühungen unternommen, 
die auf den Strompreis aufgeschlagenen staatlichen 
Preisbestandteile deutlich zu reduzieren. Besonders 
wirkungsvoll war der Wegfall der Umlage der EEG-Zah-
lungen, die nun aus dem Bundeshaushalt finanziert 
werden. 

Zuletzt hat die Bundesregierung mit dem sogenann-
ten Strompreispaket die Stromsteuer für das produ-
zierende Gewerbe auf das europarechtlich zulässige 
Minimum abgesenkt. Diese Reduktion muss verstetigt 
werden. Die Stromsteuer sollte auch für alle übrigen 
Verbrauchergruppen auf das europarechtlich zulässi-
ge Minimum reduziert werden. Es ist politisch nicht zu 
rechtfertigen, die Strompreise künstlich zu verteuern. 
Sparsames Verbraucherhalten wird durch das ohnehin 
hohe Preisniveau angereizt und braucht nicht durch 
eine Steuer induziert zu werden. 

Eine Reduktion des Stromsteueraufkommens und an-
derer energie- oder umweltbezogener Staatseinnah-
men bzw. eine Erhöhung energie- oder umweltbezoge-
ner Staatsausgaben darf aber nicht zulasten anderer 
wichtiger staatlicher Aufgaben gehen und muss daher 
verteilungsgerecht gegenfinanziert werden. Um die 
staatliche Gestaltungskraft der sozial-ökologischen 
Transformation zu verbessern und somit einen zentra-
len Akteur der Energiewende handlungsfähig zu halten, 
muss über zusätzliche verteilungsgerecht ausgestaltete 
Staatseinnahmen nachgedacht werden. 

Es sollte ferner politisches Ziel sein, auch die übrigen 
aufgeschlagenen Preisbestandteile möglichst gering 
zu halten. Verbrauchssteuern bzw. -umlagen sind ver-
teilungspolitisch stets besonders problematisch und 
sollten nur dann in Betracht gezogen werden, wenn es 
keine besseren Instrumente gibt. 

Weitere Preisbestandteile
Steuern, Abgaben und Umlagen
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Kostenblöcke

Diskutierte Ansatzpunkte

Schematische Übersicht: Kostenblöcke des Strompreises und
diskutierte Entlastungsmaßnahmen

Möglichst niedrige Belastung,

Absenkung der Stromsteuer

auf europäisches Minimum

Stärkere zeitliche

Streckung und bundes-

weite Wälzung der

Investitionskosten

(Fonds, Sondervermögen,

Amortisationskonten,

ö�entliche Unternehmen

oder ö�entliche Banken)

Erneuerbarenausbau,

Doppelseitige CfDs,

Stabilisierung der 

Gestehungskosten

(Finanzierungskosten,

Ausschreibungskriterien,

iberischer Mechanismus)

Direkte staatliche Unterstützung für bestimmte

Verbrauchergruppen bzw. vergünstigte Grundkontingente/

Preisregulierung für vulnerable Haushalte

Ziele:

verlässlich günstige Preise

für alle Verbrauchergruppen

garantieren

Mittelfristig:

Tiefergehende

Strommarktreform

(bspw. Abkehr von

grenzkostenbasierter

Preisbildung)

Eigene Darstellung DGB; Zahlen: Durchschnittlicher Verbrauch für einen Haushalt in ct/kWh, Jahresverbrauch 3.500 kWh, Grundpreis anteilig enthalten, Tarifprodukte und

Grundversorgungstarife inkl. Neukundentarife enthalten, nicht mengengewichtet, Stand 01/2024, Datenquelle: BDEW

NetzentgeltBeschaffung / Vertrieb Steuern / Abgaben /
Umlagen

12,38
ct/kWh

9,52
ct/kWh

23,83
ct/kWh

(Stromsteuer, Konzessions-

abgabe, KWKG-Umlage,

O�shore-Netzumlage,

§ 19-StromNEV-Umlage,

Mehrwertsteuer)

Haushalte 2023
(durchschnittlich)

Haushalte 2023
(durchschnittlich)

Haushalte 2023
(durchschnittlich)



Kriterium Bepunktung

KMU-Eigenschaft gem. EU-Definition

kleines Unternehmen 25

mittleres Unternehmen 15

Erhöhung sozialversicherungspflichtige Dauerarbeitsplätze (Dapl., inkl. Ausbildungsplätze)

30 Dapl. und mehr zusätzlich (mind. 10 % bei Erweiterungen bzw. 5 % bei Diversifizierungen) 25

20 – 29 Dapl. (mind. 10 % bei Erweiterungen bzw. 5 % bei Diversifizierungen) 20

10 – 19 Dapl. (mind. 10 % bei Erweiterungen bzw. 5 % bei Diversifizierungen) 15

1 – 9 Dapl. (mind. 10 % bei Erweiterungen bzw. 5 % bei Diversifizierungen) 10

Unternehmen ist an einen Tarifvertrag i. S. des TarifvertragsG gebunden 0/15

Arbeitsplätze, die in besonderer Weise geeignet sind, Gleichstellung zu fördern und  
Familie und Beruf zu verbinden

0/5

Das Unternehmen ist zertifiziert als Teil eines Verbunds für Familie und Beruf oder

das Unternehmen bietet familienbedingte Teilzeitarbeit, Gleitzeit mit/ohne Kernarbeitszeit,  
Jahresarbeitszeitkonten oder Telearbeitsplätze oder

Existenz eines Betriebskindergartens, Belegplätze in Kindergärten oder wesentliche finanzielle  
Unterstützungsleistungen bei der Kinderbetreuung

lnvestition von besonderer regionaler Bedeutung* 0 – 15

lnnovativer Charakter des Vorhabens**

Aufgrund der lnvestition ist es möglich, ein bundesweit neuartiges Produk / eine bundesweit

neuartige Dienstleistung anzubieten, beispielsweise durch den Einsatz einer branchenweit

neuen (Produktions-)Technologie.

0/5

Die Investition dient dem Aufbau oder Ausbau der unternehmenseigenen Kapazität für Forschung

und Entwicklung, beispielsweise durch Schaffung neuer Arbeitsplätze in diesem Bereich.

0/5

Nachhaltige Entwicklung / umweltbezogene Investitionen und Maßnahmen 0/5

Das Unternehmen ist Öko-Audit zertifiziert oder

das Unternehmen hat ein individuelles Energiekonzept/-controlling oder

durch die lnvestition wird ein wesentlicher Beitrag zur Steigerung der Energieeffizienz, zur

Reduzierung des Primärenergieverbrauchs, zum schonenden Umgang mit Ressourcen oder

zur verstärkten Nutzung regenerativer Energiequellen geleistet***

Berücksichtigung von Vorförderungen (Punktabzug)

je Vorförderung -5

Kriterium Bepunktung

Höchstpunktzahl 100

Mindestpunktzahl 50

*  Bepunktung erfolgt außerhalb der Standorte am seeschifftiefen 
Fahrwasser auf Vorschlag der Ämter für regionale Landesentwicklung 
(vgl. § 11 Geschäftsordnung des Kommunalen Steuerungsausschusses 
beim zuständigen Amt für regionale Landesentwicklung)

**  Bewertung erfolgt durch das IZ, mit Ausnahme von einzelbetrieblichen 
touristischen lnvestitionsförderungen, hierbei erfolgt die Bewertung 
durch das Fachreferat in Zusammenarbeit mit der NBank

*** bei Baumaßnahmen Nachweis des Bauplaners/Architekten, bei 
Maschinen und Anlagen Hersteller-/Händlernachweis zur Auswertung 
der technischen Verbrauchsdaten sowie Angaben über die derzeitigen 
Verbrauchsdaten

dgb.de/sid


